
POSITIONSPAPIER

Mehr Digitalisierung für eine 
zukunftsfeste Pflege

Beschlossen vom Verwaltungsrat am 27. August 2026

Fo
to

: H
al

fp
oi

nt
, i

St
oc

k



Impressum
Herausgeber:
GKV-Spitzenverband 
Reinhardtstraße 28
10117 Berlin 
Internet: www.gkv-spitzenverband.de

Verantwortlich:  
Abteilung Pflege
E-Mail: pflege@gkv-spitzenverband.de
Stand: August 2026

Gestaltung: BBGK Berliner Botschaft, Gesellschaft für Kommunikation mbH

Der GKV-Spitzenverband ist der Spitzenverband Bund der Krankenkassen nach § 217a des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch (SGB V). Er ist zugleich der Spitzenverband Bund der Pflegekassen nach 
§ 53 SGB XI. Der GKV-Spitzenverband ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts mit Selbstverwaltung.

 Name und Logo sind geschützte Markenzeichen des GKV-Spitzenverbandes.

http://www.gkv-spitzenverband.de
mailto:pflege@gkv-spitzenverband.de


3 MEHR DIGITALISIERUNG FÜR EINE ZUKUNFTSFESTE PFLEGE

Inhalt

1	 Zentrale Forderungen� 4

2	 Einleitung� 6

3	 Forderungen für die erfolgreiche Digitalisierung in der Pflege� 8
3.1	 Pflege gleichwertig in die Digitalisierung der Gesundheitsversorgung einbeziehen� 8
3.2	 Für Sicherheit und digitale Kompetenz sorgen � 9
3.3	 Stand der Umsetzung digitaler Prozesse beschleunigen � 10
3.4	 Neue Anwendungsmöglichkeiten erschließen und umsetzen� 11
3.5	 Qualität und Nutzen ergänzender Anwendungen sichtbar machen� 12
3.6	 Forschung, Datenqualität und Entwicklung vorantreiben� 13
3.7	 Finanzierung digitaler Ausstattung von Pflegeeinrichtungen sichern� 14

Glossar� 16



4 Mehr Digitalisierung für eine zukunftsfeste Pflege

1	 Zentrale Forderungen

Die Herausforderungen in der Langzeitpflege sind bereits heute immens und werden in den kommenden 
Jahren noch erheblich wachsen. Der Engpass von finanziellen und personellen Ressourcen erfordert 
neue Wege, um den Versicherten in der sozialen Pflegeversicherung (SPV) weiterhin verlässlich 
pflegerische Versorgung zu ermöglichen. Die Digitalisierung und ihre Potenziale sind wichtige Hebel, um 
Effizienzgewinne zu realisieren und die Pflege weitestgehend zu entlasten.

Das vorliegende Positionspapier beschreibt die zentralen Weiterentwicklungsbedarfe der Digitalisierung 
in der Langzeitpflege. Es zeigt zudem auf, wie die Langzeitpflege mit den anderen Versorgungsbereichen 
zu verzahnen ist, um Synergien zu nutzen und insgesamt eine gute gesundheitliche Versorgung zu 
sichern. Daher plädiert der GKV-Spitzenverband dafür, die finanzielle Last der Digitalisierung fair zu 
verteilen und auf die Einhaltung von Kosteneffizienz zu achten.

Anschließend an sein Positionspapier zur Sicherung der SPV und in Einklang mit seiner Digitalstrategie 
fordert der GKV-Spitzenverband:

•	 Die Potenziale der Digitalisierung müssen zügig für die Sicherung der Pflege gehoben werden. 
Etliche digitale Prozesse sind in den letzten Jahren in der Pflege, ihrer Organisation und Verwaltung 
eingeführt worden. Ihre flächendeckende und störungsfreie Nutzung muss vorangetrieben werden. 
Weitere Potenziale sind zu heben, um die allgemeine Qualität der Pflege zu steigern und um die 
Pflegenden zu entlasten und damit Zeit für Pflege zu gewinnen. Weitere digitale Anwendungen sollten 
für die Pflege in der Häuslichkeit und in den Einrichtungen aktiv erschlossen werden. Der Fortschritt 
der pflegebezogenen Digitalisierung muss begleitet und systematisch sichtbar gemacht werden.

•	 Ein belastbarer Nutzennachweis für digitale Anwendungen muss in einem solidarisch 
finanzierten Pflegesystem erbracht werden. 
Die Einführung digitaler Anwendungen ist zunächst mit Kosten verbunden. Diese sollten fair auf 
alle Beteiligten verteilt und nicht allein der beitragszahlenden Solidargemeinschaft aufgebürdet 
werden. Für eine Refinanzierung aus der SPV muss der Nutzen evidenzbasiert nachgewiesen werden. 
Bestehende Prüfverfahren sind fortzusetzen. Ziel muss es sein, vergleichbare Evaluationskriterien und 
ein Nutzenbewertungsmodell zu entwickeln, das dem Tempo der Technologieentwicklung standhält.

•	 Für eine effiziente, sektorenübergreifende Versorgung müssen relevante Pflegeinformationen 
mit medizinischen Daten verzahnt und verwertbar werden. 
Zielbild ist ein digitales, interoperables Versorgungsökosystem mit der elektronischen Patientenakte 
(ePA) als Herzstück. In Konsequenz braucht es die strukturierte Einbindung der Pflege in die ePA. 
Damit wird eine interprofessionelle, an Patientenpfaden ausgerichtete Versorgung unterstützt, und 
Daten werden für versorgungsrelevante Auswertungen sowie für Forschung und Entwicklung ver-
fügbar gemacht. Pflegeinformationen sollen integraler Bestandteil einer sektoren- und sozialgesetz-
bücherübergreifenden ganzheitlichen Versorgung werden.
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•	 Das Vertrauen in digitale Anwendungen und die Kompetenz, sie bedarfsgerecht zu nutzen, 
müssen gestärkt werden. 
Alle an der pflegerischen Versorgung Beteiligten müssen Vertrauen in die digitalen Anwendungen 
entwickeln und einen souveränen Umgang einüben können. Ethische Standards für nutzerfreundliche 
und barrierearme digitale Produkte in der Langzeitpflege sind eine wichtige Voraussetzung – ebenso 
wie praktikable Cybersicherheitskonzepte. Die digitale Kompetenz muss in der Pflegeausbildung 
oder dem Studium einen höheren Stellenwert einnehmen, und die digitale Gesundheitskompetenz 
der Bevölkerung ist im Sinne einer gesamtgesellschaftlichen Aufgabe zu stärken. Es braucht für alle 
Beteiligten Orientierung in der Umsetzung von Maßgaben und Anwendungen.

•	 Die Verantwortung für die Finanzierung digitaler Ausstattung von Pflegeeinrichtungen muss in 
klarer Zuweisung gemeinsam getragen werden. 
Die SPV bietet unterstützende Hilfeleistungen, aber keine Vollversicherung. Umso wichtiger ist das 
Prinzip der geteilten Verantwortung der Akteure und der klaren Zuweisung von Finanzierungs-
erfordernissen. Die Digitalisierung muss gefördert werden, dabei müssen Kosten transparent 
sein. Neue Modelle der Finanzierung sollen erprobt werden. Der Gesetzgeber schafft die 
Rahmenbedingungen.
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2	 Einleitung

Die Herausforderungen in der Langzeitpflege sind groß. Rund sechs Millionen Menschen sind in Deutsch-
land derzeit auf Pflege angewiesen. Prognosen gehen davon aus, dass es einen weiteren Anstieg um 
zwei Millionen Menschen aufgrund des demografischen Wandels geben wird. Die geburtenstarken 
Jahrgänge der sogenannten Babyboomer werden voraussichtlich in zehn bis 15 Jahren vermehrt Pflege-
leistungen benötigen. Daher dürfte der Bedarf an Pflegeleistungen in den Jahren von 2035 bis 2055 am 
stärksten zutage treten. Gleichzeitig gehören viele in der Pflege beschäftigte Menschen ebenfalls den 
Babyboomern an, was den ohnehin schon bestehenden Fachkräftemangel in der Pflege verstärkt. Mit 
der steigenden Anzahl Pflegebedürftiger verschärft sich die bereits bestehende Kostenproblematik in 
der SPV. Nur aufgrund eines Bundesdarlehens von 500 Millionen Euro konnte die SPV 2025 mit einem 
ausgeglichenen Rechnungsergebnis abschließen. 2025 setzte die Bundesregierung eine Bund-Länder-
Arbeitsgruppe „Zukunftspakt Pflege“ ein, die eine erste Sondierung vornahm, auf die 2026 eine große 
Pflegereform folgen soll. 

Bereits seit etlichen Jahren – und so auch im Bericht der Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Zukunftspakt 
Pflege“ – wird in der Digitalisierung großes Potenzial gesehen. Sie kann dazu beitragen, Effizienzgewinne 
zu realisieren, die Produktivität zu steigern, den Fachkräftemangel abzumildern und die Versorgung 
nachhaltig zu sichern. Der GKV-Spitzenverband greift diese Perspektive sowohl in seinen Positions-
papieren zur SPV (2024) als auch in seiner Digitalstrategie (2025) auf.

Die Digitalisierung in der Pflege setzt sich aus einer Vielzahl von Komponenten, Anwendungsmöglich-
keiten und deren Vernetzung zusammen. Ihre Entwicklung ist dynamisch und gleichsam auf Fort-
schritte in anderen Bereichen angewiesen. In der Pflege trifft Digitalisierung auf ein Handlungsfeld, 
in dem viel körperbezogene und emotionale Arbeit geleistet wird, die vulnerable Menschen und ihre 
sensiblen Persönlichkeitszonen betrifft. Ethische Fragen und der Schutz hochsensibler Daten haben 
daher einen hohen Stellenwert. Die erfolgreiche Digitalisierung der Pflege setzt neben technischer 
Infrastruktur auch digitale Kompetenz, klare Verantwortlichkeiten und alltagstaugliche Prozesse voraus. 
Pflegefachpersonen, Einrichtungen sowie Pflegebedürftige und ihre An- und Zugehörigen müssen 
digitale Anwendungen sicher, datenschutzkonform und nutzenorientiert einsetzen können. Digitale 
Kompetenz ist damit eine zentrale Voraussetzung für Akzeptanz, Qualität und Wirtschaftlichkeit digitaler 
Anwendungen in der Pflege.

In einem solidarisch finanzierten Gesundheitssystem ist die Frage nach den Kosten wesentlich und damit 
der evidenzbasierte Nutzennachweis für digitale Anwendungen eine unabdingbare Voraussetzung. Um 
die Potenziale der Digitalisierung für die pflegerische Versorgung verantwortungsvoll zu heben, ihren 
Einsatz in der Praxis voranzutreiben und hier Tempo zu gewinnen, braucht es Strukturierung und die 
Priorisierung nach Relevanz der Komponenten und digitalen Anwendungen. Die Pflegekassen haben 
in den vergangenen Jahren die Digitalisierung ihrer Prozesse vorangetrieben. Gemeinsam mit dem 
GKV-Spitzenverband gestalten sie die Digitalisierung der Strukturen maßgeblich mit, zum Wohle der 
Versicherten und für die Sicherung einer zukunftsfesten pflegerischen Versorgung. 
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Die Digitalisierung der Pflege ist eine zentrale Zukunftsaufgabe. Sie bietet erhebliche Chancen zur 
Verbesserung der Pflegequalität, zur Entlastung des Personals sowie zur effizienteren Gestaltung 
administrativer und pflegerischer Prozesse. Gleichzeitig stellt die Finanzierung digitaler Infrastruktur 
und Anwendungen Pflegeeinrichtungen, Pflegebedürftige, Länder und Kostenträger vor große 
Herausforderungen.
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3	 Forderungen für die erfolgreiche 
Digitalisierung in der Pflege

3.1	 Pflege gleichwertig in die Digitalisierung der Gesundheitsversorgung einbeziehen

Die Digitalisierung im Gesundheitswesen hat schwerpunktmäßig in anderen Bereichen der Versorgung, 
den Krankenhäusern und der ambulanten vertragsärztlichen Versorgung, begonnen. Für eine ganzheit-
liche, sektorenübergreifende Versorgung und die effiziente Kooperation der Beteiligten in der Pflege-
praxis sowie in der Organisation und Verwaltung braucht es jedoch die Verknüpfung der Informationen 
aus allen Bereichen. 

Hier stehen wir …
Die Einbindung der Pflege in die Telematikinfrastruktur (TI) ist noch nicht komplett vollzogen. Trotz 
gesetzlich verpflichtender Anbindung der Pflegeeinrichtungen bis zum 1. Juli 2025 bestehen Stand 
Mai 2026 weiterhin Lücken: Nur 84 Prozent der Pflegeeinrichtungen haben die Authentifizierung beim 
elektronischen Gesundheitsberuferegister (eGBR) beantragt, die den sicheren Zugriff auf die TI ermög-
licht. Nur knapp zwei Drittel sind im Adressbuch der TI eingetragen und lediglich rund ein Drittel nutzt 
den sicheren E-Mail-Dienst. 

Die Einbindung der Pflege in die ePA steht noch am Anfang. Pflegestatus und Pflegemaßnahmen werden 
darin noch nicht abgebildet. Es fehlt dazu eine einheitliche pflegerische Terminologie. Die Pflege hat der-
zeit Leserechte und nicht näher spezifizierte Schreibrechte zur pflegerischen Versorgung. Erst wenige 
Softwareanbieter für Pflegeeinrichtungen bieten den Zugriff auf die ePA der Pflegebedürftigen und 
weitere Dienste der TI an. 

Insgesamt ist die Interoperabilität der Einzelanwendungen noch nicht vollständig gegeben. 

Da muss es hingehen …
Die Pflege muss Bestandteil der digitalen Architektur im Gesundheitswesen sein und bei der Planung 
und Ausarbeitung der übergreifenden Systemstrukturen gleichwertig mitgedacht werden. Die Daten 
der pflegerischen Versorgung müssen mit diesen Strukturen so verknüpft und automatisiert verarbeitet 
werden können, dass ein multiprofessionelles Pflege- und Versorgungsgeschehen einschließlich seiner 
organisatorischen und administrativen Prozesse abgebildet wird. Idealerweise entstehen Datenräume 
für die interprofessionelle Versorgung mit ganzheitlich und sektorenübergreifend vernetzten Patienten-
pfaden. In diesem Sinne wird Pflege auch Teil des digital gestützten Primärversorgungssystems. Für die 
ambulante Nutzung braucht es eine mobile Lösung. 

Der Stellenwert der Digitalisierung in der Pflege muss noch konsequenter in der Digitalstrategie des 
Bundesministeriums für Gesundheit abgebildet werden. 
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Das heißt konkret …
•	 Der Gesetzgeber stärkt den Stellenwert der Pflege in seiner Digitalstrategie und sorgt unter 

Beteiligung der relevanten Akteure wie Kostenträger, Leistungserbringende und Vertreterinnen und 
Vertreter der Fachlichkeit für die konsequente Einbindung der Pflege in die digitale Architektur des 
Gesundheitswesens, für die Abbildung der Informationen, die Interoperabilität der Anwendungen und 
deren Nutzung durch die Beteiligten. Er verpflichtet die Pflegeeinrichtungen nachhaltig, sich an die TI 
anzubinden.

•	 Der Gesetzgeber beauftragt die gematik, klar definierte und strukturierte pflegerische Informationen 
in die ePA zu integrieren, die für Versorgungskontinuität, Patientensicherheit und Versorgungsüber-
gänge erforderlich sind. 

•	 Der Gesetzgeber entscheidet über die Einführung einer Referenzterminologie. Diese muss als einheit-
liches, standardisiertes Begriffssystem pflegerische Informationen so abbilden, dass sie sektorenüber-
greifend verstanden, digital verarbeitet und interoperabel genutzt werden können. 

•	 Der Gesetzgeber wirkt über die gematik darauf hin, dass Pflegesoftwareanbieter ihre Produkte 
konform zu den Auflagen entwickeln und den Zugang zur ePA sowie zu den weiteren zentralen 
Diensten der TI ermöglichen, sodass eine technische Interoperabilität erreicht wird.

3.2	 Für Sicherheit und digitale Kompetenz sorgen 

Digitale Kompetenz ist eine zentrale Voraussetzung für die sichere, wirksame und wirtschaftliche 
Nutzung digitaler Anwendungen in der Pflege. Sie betrifft Pflegebedürftige, An- und Zugehörige, beruf-
lich Pflegende sowie Personen in Organisation und Verwaltung. Zugleich müssen digitale Anwendungen 
nutzungsorientiert, barrierearm, datenschutzkonform und sicher ausgestaltet sein.

Hier stehen wir …
Drei Viertel der Bevölkerung in Deutschland haben Schwierigkeiten, mit digitalen Informationen umzu-
gehen. Das gilt insbesondere für die Hauptzielgruppe der Langzeitpflege: ältere Menschen. Auch in der 
Berufsgruppe gibt es noch Unsicherheiten. Nur die Hälfte der Pflegenden in der Langzeitpflege sah sich 
laut einer Umfrage von Vincentz im Jahr 2023 ausreichend geschult. Oft sind Anwendungen wenig an den 
Nutzenden orientiert und nicht barrierearm, was Akzeptanz und Nutzung einschränkt. Ethische Fragen 
und Datenschutz sind unvollständig geregelt und werden unterschiedlich umgesetzt. Das Verständnis für 
Cybersicherheit steht noch am Anfang. Diese lückenhaften Voraussetzungen behindern die erfolgreiche 
Einführung neuer digitaler Anwendungen. 

Da muss es hingehen …
Digitale Kompetenz muss verbindlich in Ausbildung, Studium sowie Fort- und Weiterbildung verankert 
werden. Der Kompetenzaufbau liegt vorrangig in der Verantwortung der Länder, der Ausbildungsträger, 
Hochschulen und Einrichtungsträger. Pflege- und Krankenkassen unterstützen im Rahmen ihrer gesetz-
lichen Aufgaben. 

Anforderungen an Datenschutz, Cybersicherheit und ethische Standards müssen mit bestehenden 
gesetzlichen Vorgaben abgestimmt werden. Zuständigkeiten, Prüfmechanismen, Finanzierungsfragen 
und mögliche Rechtsfolgen sind vor neuen Verpflichtungen zu klären.
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Das heißt konkret …
•	 Die Bundesländer sorgen dafür, dass digitale Kompetenz in Pflegeausbildung und -studium adäquat 

vermittelt wird. Lehrpersonal muss entsprechend verbindlich nachqualifiziert werden. Träger von 
Pflegeeinrichtungen berücksichtigen die digitale Kompetenz der Mitarbeitenden verstärkt in Maß-
nahmen der Fort- und Weiterbildung. 

•	 Kommunen, Länder und bestehende Beratungsstrukturen können Pflegebedürftige sowie An- und 
Zugehörige beim Erwerb digitaler Gesundheitskompetenz unterstützen. Neue Strukturen entstehen 
nur, wenn Auftrag, Zuständigkeit und Finanzierung eindeutig geregelt sind.

•	 Anforderungen an Cybersicherheit werden risikobasiert und verhältnismäßig ausgestaltet. Vor zusätz-
lichen Anforderungen wird geklärt, wer die Einhaltung überprüft, welche Folgen bei Nichterfüllung 
entstehen und wie zusätzliche Aufwände finanziert werden.

•	 Das Kompetenzzentrum Digitalisierung und Pflege kann praxisnahe Informationen bereitstellen und 
bestehende Unterstützungsangebote sichtbar machen. Daraus folgt kein Auftrag zur Finanzierung 
oder operativen Umsetzung digitaler Transformationsprozesse in Pflegeeinrichtungen.

3.3	 Stand der Umsetzung digitaler Prozesse beschleunigen 

Etliche digitale Prozesse sind in den letzten Jahren in der Pflege, ihrer Organisation und Verwaltung sowie 
bei den Pflegekassen eingeführt worden. Dennoch hinkt die Pflege in der Digitalisierung anderen Arbeits-
bereichen hinterher, und es besteht weiterhin Potenzial zur effizienteren Gestaltung von Prozessen 
und zur Reduktion von Bürokratie. Eine Beschleunigung hängt von den Bedingungen der Infrastruktur 
wie einem leistungsstarken Internet- und WLAN-Zugang und der Einbindung der Pflege in die digitale 
Architektur des Gesundheitswesens ab. Prozesse, deren digitale Umsetzung in der Arbeitswelt bereits 
Standard ist, sollten auch in der Pflege Standard sein und von den Beteiligten selbstverständlich gelebt 
werden.

Hier stehen wir …
In vielen pflegebezogenen Bereichen findet die Umstellung auf digitale Prozesse bereits erfolgreich 
statt. Die vollelektronische Abrechnung von Pflegeleistungen ist so gut wie umgesetzt. Die Pflegekassen 
sind auf dem Weg, die Vertragsverhandlungen weiter zu digitalisieren. In der Praxis wird kaum noch 
in Papierform dokumentiert, jedoch stellen sich digitale Pflegedokumentationen noch sehr heterogen 
dar. Auch die Arbeit mit neuen Kanälen, wie dem E-Mail-Dienst der TI, hat sich bislang nicht bei allen 
Beteiligten durchgesetzt. Videokommunikation kann noch nicht umfänglich auf zertifizierte und auf die 
Pflegebedarfe eingestellte Anwendungen zurückgreifen, was die Nutzung von Telepflege behindert. In 
stationären Einrichtungen haben noch nicht alle Bewohnerinnen und Bewohner Zugriff auf das WLAN. 
Die grundlegende Anforderung des interoperablen Ineinandergreifens der einzelnen technologischen 
Lösungen steht an vielen Stellen noch aus. 

Da muss es hingehen …
Alle Pflegeeinrichtungen und Leistungserbringenden von Pflegehilfsmitteln haben Zugang zu 
einer leistungsfähigen Netzinfrastruktur. Bewohnerinnen und Bewohner haben Zugriff auf digitale 
Anwendungen und Kommunikationsmöglichkeiten über das WLAN. Digitale Technologien, die nachweis-
lich einen hohen Effizienzgewinn für Pflegepraxis, -organisation und Verwaltungsprozesse versprechen, 
werden zeitnah und bedarfsgerecht umgesetzt. Träger und Einrichtungen überprüfen regelmäßig 
den Digitalisierungsgrad ihrer Prozesse. Im Einzelnen sind sie Pioniere und beteiligen sich an Modell-
erprobungen neuer Anwendungen. 
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Die Potenziale der Telepflege werden gehoben. Die Unterstützung der häuslichen Pflege sowie die inter-
professionelle Zusammenarbeit über digitale Kanäle sind für alle Beteiligten selbstverständlich. Alle 
digitalen Komponenten in der Langzeitpflege greifen standardisiert ineinander und sind an den not-
wendigen Schnittstellen im Patientenpfad sektorenübergreifend verknüpft. Das verbessert die Ver-
sorgung und eröffnet Möglichkeiten, Redundanzen auch in der verpflichtenden Berichterstattung und in 
den weiteren Prozessen zu vermeiden.

Das heißt konkret …
•	 Die Pflegeeinrichtungen richten einen Internetanschluss in ihrem Haus ein, der in seiner Leistungs-

stärke auch den Bewohnerinnen und Bewohnern den Zugriff ermöglicht. Investive Aufwendungen 
für Netzinfrastruktur und digitale Ausstattung sind dabei klar von Betriebskosten abzugrenzen. Die 
Finanzierungsverantwortung der Länder und Einrichtungsträger bleibt zu berücksichtigen.

•	 Effizienzsteigernde digitale Prozesse in der Pflege werden sukzessive vorangetrieben. Dazu zählen ins-
besondere die Pflegedokumentation, das Abrechnungswesen, die Pflegesatzverhandlungen, Antrags-
verfahren sowie perspektivisch die Telepflege und die digitale interprofessionelle Kommunikation. 
Die Pflegekassen bringen sich im Rahmen ihrer Verantwortung gemeinsam mit allen Beteiligten 
(Verbände, Träger, Berufsorganisationen, Kompetenzzentren, Träger von Informationsplattformen 
etc.) aktiv ein. 

•	 Der Gesetzgeber überprüft auf Bundes- und Landesebene die Notwendigkeit der verpflichtenden 
Berichterstattung und wirkt diesbezüglich auf einheitliche digitale Prozesse hin.

•	 Vor der Einführung neuer digitaler Anforderungen ist zu prüfen, ob diese über bestehende 
Finanzierungsinstrumente, insbesondere TI-Pauschalen, Fördermaßnahmen nach § 8 Absatz 8 SGB XI 
oder bestehende Vergütungsbestandteile, abgedeckt sind.

•	 Das Kompetenzzentrum Digitalisierung und Pflege erhält den Auftrag, ein Monitoring für 
den Digitalisierungsgrad von Pflegeeinrichtungen zu entwickeln, um regelmäßig aktualisierte 
Informationen zu digitalen Anwendungen zur Verfügung stellen und somit eine Grundlage für 
geeignete zukünftige Maßnahmen schaffen zu können. 

3.4	 Neue Anwendungsmöglichkeiten erschließen und umsetzen

Die Digitalisierung ist ein dynamischer Prozess, der weitere innovative Potenziale für die Pflege bereithält 
und absehbar hervorbringen wird. Insbesondere Anwendungen, die übergreifend in der Pflege einsetz-
bar sind, lassen Effizienzsteigerungen erwarten und eröffnen Potenzial für Qualitätsverbesserungen. Mit 
zunehmend leistungsfähiger Künstlicher Intelligenz (KI) ergeben sich neue Möglichkeiten.

Hier stehen wir …
Derzeit zeigen sich zunehmend neue, potenziell nutzbringende Technologien für verschiedene 
Anwendungsfelder in der Pflege. Nach der elektronischen Pflegedokumentation sind zum Beispiel erste 
Erprobungen einer sprachgestützten Pflegedokumentation vielversprechend im Hinblick auf die Arbeits-
entlastung. Plattformen zur Information, Interaktion und Vermittlung sowie insbesondere auch die 
Einbindung von KI eröffnen eine Vielzahl neuer Möglichkeiten. Allerdings liegen häufig nur erste oder 
lokal begrenzte Erprobungserfahrungen und noch keine belastbaren Nutzenbewertungen vor. Prozesse 
werden überwiegend noch nicht von Anfang bis Ende digital abgebildet.
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Da muss es hingehen …
Neue, für den Einsatz in der pflegerischen Versorgung vielversprechende Technologien müssen in die 
Erprobung gebracht und einer Bewertung unterzogen werden. Es braucht grundsätzlich eine Evaluation, 
die Aspekte der Wirtschaftlichkeit, der Pflegequalität und der Ethik betrachtet (siehe auch 3.6). 

Vorzugsweise sind digitale Technologien, die Prozesse im Ganzen unterstützen und die Prüf-, 
Verwaltungs- und Organisationsprozesse effizienter gestalten, in den Fokus zu nehmen. Es zeigen sich 
zum Beispiel Möglichkeiten der automatisierten Dienstplangestaltung und Tourenplanung. In Zeiten 
von knappen Pflegekapazitäten gewinnt eine zielgenaue Vermittlung an Bedeutung. So können Such- 
und Finde-Plattformen Pflegebedürftige mit Leistungserbringenden effizienter zusammenbringen. 
Perspektivisch kann Technologie bei einer zunehmend international geprägten Berufsgruppe sprach
vermittelnd wirken. Durch die Verknüpfung mit anderen Datensätzen können neue Möglichkeiten für 
Transparenz und Effizienz eröffnet werden. Die Potenziale von KI, vor allem der sogenannten KI-Agenten, 
sind zu erschließen. KI-Anwendungen können wesentlich zur Optimierung von Prozessen beitragen und 
den Dokumentationsaufwand deutlich reduzieren. 

Das heißt konkret …
•	 Der GKV-Spitzenverband setzt sich für vergleichbare Evaluationskriterien und für eine Weiter-

entwicklung der Methoden in der Bewertung der Technologien ein. 
•	 Der GKV-Spitzenverband und die Pflegekassen prüfen, in welcher Form eine digitale Anwendung 

Pflegebedürftige bei Bedarf möglichst effizient mit adäquaten Leistungserbringenden zusammen-
bringen und perspektivisch Case-Management-Aktivitäten unterstützen kann. Eine anschließende 
Umsetzung erfolgt im Zusammenspiel aller Beteiligten.

•	 Pflegekassen, Medizinischer Dienst und Leistungserbringende organisieren gemeinsam das über-
greifende Management der digital verfügbaren, relevanten und prozessgenerierten Daten in der 
Pflege.

3.5	 Qualität und Nutzen ergänzender Anwendungen sichtbar machen

Sensorische und robotische Systeme bieten vielfältige Anwendungsmöglichkeiten, meist für bestimmte 
Zielgruppen in der Pflege. Es kann sich um Beobachtungs- und Überwachungstechnologien, um 
Beratungs- und Assistenzsysteme oder um persönliche Apps zur Verbesserung der Selbstpflege sowie 
um Anwendungen für die digitale Kommunikation mit An- und Zugehörigen, den betreuenden Pflege-
diensten und der sozialen Ansprache handeln. 

Hier stehen wir …
Eine Vielzahl von Start-ups bietet innovative Technologien an. Zur Finanzierung suchen einige den Weg 
über eine Zulassung, u. a. als digitale Pflegeanwendung (DiPA) oder als digitales Hilfsmittel. Daneben 
drängen mehr und mehr Beratungs- und Wissensvermittlungssysteme, Systeme zur allgemeinen Lebens-
führung oder Anwendungen zum Einsatz in stationären Einrichtungen auf den Markt. Darunter fallen 
auch Roboter zur emotionalen Ansprache der Bewohnerinnen und Bewohner. Der belastbare Nutzen der 
Anwendungen ist jedoch offen. 

Da muss es hingehen …
Der Einsatz sensorisch-überwachender Technologien muss die Persönlichkeitsrechte und die Würde 
wahren. Alle Technologien, die einen Mehrwert für die Qualität oder Produktivität der Pflege versprechen 
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und den Anspruch haben, aus öffentlichen Mitteln oder Mitteln der SPV finanziert zu werden, müssen 
erfolgreich auf ihren Nutzen geprüft werden. 

Das heißt konkret …
•	 Der Gesetzgeber richtet eine Ethik-Kommission ein (siehe auch 3.2). Anbieter sensorisch-über-

wachender Technologien müssen die Konformität ihres Produkts mit ethischen Maßgaben 
nachweisen.

•	 Qualität und Nutzen der einzelnen Technologien sollten durch die Hersteller und Anbieter nach-
vollziehbar kenntlich gemacht werden. Je nach Anwendung müssen die Technologien den 
bestehenden Prüfverfahren unterzogen werden.

3.6	 Forschung, Datenqualität und Entwicklung vorantreiben

Forschung und Entwicklung sind auch in der Pflege wesentlich für Innovationen und Fortschritte. Neben 
der Förderung von Innovationen und der Digitalisierungsfolgenabschätzung muss es ein Schwerpunkt 
sein, den Nutzen digitaler Komponenten und Anwendungen in der Pflege nachzuweisen. Forschungs-
ergebnisse müssen zugänglich sein. Zudem stellen die Daten, die im Zuge der Digitalisierung gewonnen 
werden, den Rohstoff für die Entwicklung neuer Anwendungen und für die Vergleichbarkeit von Pflege-
qualität dar. Sie sind eine Grundlage für Pflegewissenschaft, Pflegeversorgungsforschung und pflege
ökonomische Analysen.  

Hier stehen wir …
Forschung, Datenstandards und Evaluationsmethoden sind uneinheitlich. Viele digitale Lösungen ent-
stehen an den Bedarfen der Pflegenden und der Pflegebedürftigen vorbei oder bilden die Prozesse 
in Organisation und Verwaltung nicht angemessen ab. Noch gibt es keinen systematischen Transfer 
zwischen Forschung, Lehre und Praxis. Daten für die Pflegeforschung, Strukturplanung und Qualitäts-
entwicklung sind fragmentiert und nicht immer leicht zugänglich. Nutzenbewertungen und Evaluations-
strukturen sind nicht durchgehend vorhanden. Die Pflegeabrechnungsdaten stehen bisher nicht voll-
umfänglich und anonymisiert im Forschungsdatenzentrum Gesundheit (FDZ) zur Verfügung. 
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Da muss es hingehen …
Über die notwendige Förderung von Grundlagenforschung sowie von übergreifenden Digitaltechnologien 
hinaus sollten spezifische Forschung und Entwicklung zur systematischen Umsetzung der Digitalstrategie 
ermöglicht werden. Dabei ist die Pflege gleichwertig einzubeziehen (siehe auch 3.1). Bund und Länder 
sollten ihre Aktivitäten zur Vermeidung von Redundanzen und der Hebung von Synergien abstimmen. 
Forschungsergebnisse sollten für die Praxis leicht zugänglich sein. Für die Pflegeversorgungs- und 
-strukturplanung sollte eine übergreifende Datenanalytik zur Verfügung stehen. Verbunden mit einem 
Modell zur Nutzenbewertung (siehe auch 3.5) braucht es eine wissenschaftlich fundierte Digitalisierungs-
folgenabschätzung über einzelne Anwendungen hinaus. 

Das heißt konkret …
•	 Bund und Länder müssen ausreichend Mittel für Forschung und Entwicklung zur Verfügung stellen 

und sich in den inhaltlichen Schwerpunktsetzungen abstimmen. Die Einrichtung kooperativer Arbeits-
gruppen nach dem Vorbild von Forschungsgruppen der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) 
wäre vorteilhaft. Ein Schwerpunkt sollte auf der Digitalisierungsfolgenabschätzung liegen.

•	 Das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) integriert die vollständigen Pflege-
abrechnungsdaten in den Datensatz des FDZ. 

•	 Das Kompetenzzentrum Digitalisierung und Pflege erhält den Auftrag, ein Nutzenbewertungsmodell 
einschließlich eines gesundheitsökonomischen Bewertungsrahmens zu entwickeln.

•	 Die Länder richten akademische Lehrpflegeeinrichtungen für den systematischen Transfer zwischen 
Forschung, Lehre und Praxis ein. 

3.7	 Finanzierung digitaler Ausstattung von Pflegeeinrichtungen sichern

Die Digitalisierung ist zwar in jedem Schritt zunächst mit Aufwendungen verbunden, bietet jedoch viel-
fältige Möglichkeiten, um den Pflegealltag effizienter zu gestalten, Kommunikation auch über Distanz zu 
unterstützen, Fachkräfte zu entlasten und die Versorgungsqualität zu steigern. Für die Finanzierung gibt 
es verschiedene Quellen und Regulierungen, je nachdem ob es sich um betriebsnotwendige Investitionen 
oder Betriebskosten handelt. Im Ergebnis werden die Aufwendungen für die Digitalisierung in der Pflege 
durch eine Kombination aus der Investitionskostenförderung der Länder, Beitragsmitteln der SPV und 
aus den Eigenanteilen der Pflegebedürftigen getragen.

Hier stehen wir …
Die SPV unterstützt jede Pflegeeinrichtung einmalig mit bis zu 12.000 Euro für digitale oder technische 
Ausrüstung und damit verbundene Schulungen. Einige Länder ergänzen diese Bundesförderung. Die 
Pflege- und Krankenversicherung übernimmt außerdem pauschal die Kosten für die Anbindung der 
Pflegeeinrichtungen an die TI und den Betrieb ihrer Dienste. Die Länder kommen ihrer Verpflichtung zur 
Investitionskostenförderung jedoch weiterhin nur sehr unterschiedlich nach. Das Gesamtvolumen der 
Förderung bleibt deutlich hinter den Erwartungen zurück (IGES 2022). Auch dies ist ein Grund, warum die 
Eigenanteile der Pflegebedürftigen weiter steigen. 

Da muss es hingehen …
Die Länder müssen ihrer Finanzierungsverantwortung nachkommen. Angesichts der äußerst knappen 
Ressourcen und einer Finanzierung, die sich im Wesentlichen aus Eigenanteilen der Pflegebedürftigen, 
aus Beitragsmitteln der SPV sowie aus Fördermitteln der Bundesländer zusammensetzt, sind die 
Priorisierung digitaler Anwendungen und der Nachweis ihres jeweiligen Nutzens zwingend. Auf 
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Grundlage belastbarer Nachweise von Effizienzgewinnen der Digitalisierung im pflegerischen Arbeits- 
und Versorgungsalltag ist eine Strategie zu erarbeiten, wie die Finanzierung von Technologie ohne Ein-
bußen in der Versorgungsqualität ins Verhältnis zu Personalkosten gesetzt werden kann. 

Das heißt konkret …
•	 Die Finanzierung von Digitalisierung in der Pflege muss als gesamtgesellschaftliche und investive 

Aufgabe verstanden werden. Pflegebedürftige dürfen nicht durch steigende Eigenanteile belastet 
werden. Bund, Länder und SPV müssen gemeinsam verlässliche, nachhaltige und praxisnahe Förder-
strukturen schaffen.

•	 Bei neuen Finanzierungsbedarfen für digitale Ausstattung sind bestehende Finanzierungs-
instrumente vorrangig zu prüfen. Dazu zählen insbesondere TI-Pauschalen, Fördermöglichkeiten 
nach § 8 Absatz 8 SGB XI einschließlich einer gesetzlichen Weiterentwicklung der Förderbedingungen, 
digitale Landesförderprogramme sowie berücksichtigungsfähige Aufwendungen in Vergütungs- und 
Pflegesatzverfahren.

•	 Die Fördermöglichkeit nach § 8 Absatz 8 SGB XI wird vom Gesetzgeber von einem einmaligen 
Zuschuss auf die Möglichkeit eines Zuschusses alle drei Jahre geändert. Das Ende der Förderperiode 
wird verlängert. 

•	 Die Länder unterstützen vermehrt Pflegeeinrichtungen bei ihren Investitionen, um die digitale 
Infrastruktur aufzubauen, zu erhalten oder zu modernisieren. Sie legen Förderprogramme für die 
Digitalisierung in der Langzeitpflege auf. 

•	 Bund und Länder setzen nach dem Vorbild des „DigitalPakts Schule“ einen „DigitalPakt Pflege“ ein.
•	 Die unterschiedlichen Fördermöglichkeiten müssen bekannt sein. Das Kompetenzzentrum 

Digitalisierung und Pflege veröffentlicht Informationen für die Langzeitpflege und setzt weitere 
Formate zur Bekanntmachung ein.

•	 Zusätzliche Finanzierung darf nicht allein an der Anschaffung einer Technologie anknüpfen, 
sondern setzt einen nachvollziehbaren Nutzen- und Wirtschaftlichkeitsnachweis voraus. Mögliche 
Effizienzgewinne durch digitale Technologien sind bei Vergütungs- und Refinanzierungsfragen zu 
berücksichtigen.

•	 Digitale Technologien dürfen nicht pauschal als Ersatz für nicht besetzte Personalstellen angesetzt 
werden. Vor einer Berücksichtigung in Vergütungs- oder Refinanzierungsprozessen sind Nutzen, 
Wirtschaftlichkeit, Auswirkungen auf die Versorgungsqualität, Entlastung pflegender Personen sowie 
Folgekosten nachzuweisen. Bestehende Vorgaben zu Personalschlüsseln müssen auf Grundlage 
gewonnener Erfahrungen evaluiert und bei Bedarf angepasst werden. 

•	 Der Gesetzgeber regelt die notwendigen Voraussetzungen und darauf basierend einen Korridor für 
das Kostenverhältnis von Personal und Technologie. Ein Nachweis für den Zusammenhang zwischen 
Technologie- und Personaleinsatz ist zu erbringen. 
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Glossar

DiPA	
Digitale Pflegeanwendungen (DiPA) sind (Medizin-)Produkte, die wesentlich auf digitalen Technologien 
beruhen. Es handelt sich oftmals um Apps für das Smartphone, die gesetzlich Versicherte z. B. bei 
Beeinträchtigungen der Selbstständigkeit unterstützen oder die der Verschlimmerung einer Pflege-
bedürftigkeit entgegenwirken sollen. 

ePA	
Die elektronische Patientenakte (ePA) ist ein digitaler Sammelordner für Gesundheitsdaten, der Arzt-
briefe, Befunde, Impfpass und Medikationslisten sicher an einem Ort bündelt. Seit Januar 2025 ist diese 
für alle gesetzlich Versicherten standardmäßig eingerichtet. Die Nutzung ist freiwillig und kann per App 
oder Krankenkassen-Website verwaltet werden. Die Hoheit über die Daten liegt bei den Patientinnen und 
Patienten.

Pflegefachkräfte	
Alle in der Pflege arbeitenden Personen mit einer pflegerischen (Assistenz-)Ausbildung.

Pflegefachpersonen
Alle nach Pflegeberufegesetz berechtigten Personen zur Führung der Berufsbezeichnung 
Pflegefachfrau/-mann/-person.

Pflegende, pflegende Personen	
Alle Personen, die beruflich oder informell Aufgaben in der Pflege übernehmen.

Terminologie
Eine Terminologie ist ein Katalog anerkannter Fachwörter zur präzisen Beschreibung der Einheiten, 
Objekte, Zustände, Prozesse usw. eines Fachgebiets. Sie muss das Fachgebiet quantitativ und qualitativ 
abdecken, d. h. so umfassend und so spezifisch wie möglich sein und entsprechend dem wissenschaft-
lichen Erkenntnisfortschritt erweitert werden können. Sie dient dazu, Fachsprache in maschinen
lesbare Codes zu übersetzen und damit einen fehlerfreien Datenaustausch zu unterstützen. Die derzeit 
umfassendste Gesundheitsterminologie weltweit ist SNOMED CT (Systematized Nomenclature of 
Medicine – Clinical Terms). 

TI	
Die Telematikinfrastruktur (TI) ist die zentrale Plattform für die digitale Kommunikation und den Daten-
austausch im Gesundheits- und Pflegewesen. Sie sorgt dafür, dass sich alle Beteiligten sicher vernetzen 
und versorgungsrelevante Informationen schnell austauschen können. 
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